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Baugrenze

ZEICHNERISCHE  FESTSETZUNGEN
ERKLÄRUNG DER PLANZEICHEN

ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs.1 BauGB,§§ 1 bis 11 BauNVO)

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs.1 BauGB, § 16 BauNVO)

0,2 Grundflächenzahl

I Zahl der Vollgeschosse (Höchstmaß)

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23
BauNVO)

o offene  Bauweise

Dorfgebiet

GRÜNFLÄCHEN

private Grünfläche
Schützenswerter Obstbaumbestand

MD

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig
ERKLÄRUNG  DER  PLANUNTERLAGE

Flurstücksgrenze mit Grenzstein

886 Flurstücksnummer

Wohngebäude mit Hausnummer

Sonstige Gebäude

PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MASSNAHMEN UND FLÄCHEN FÜR
MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR  PFLEGE UND  ZUR ENTWICKLUNG VON
NATUR UND LANDSCHAFT (§ 9 Abs.1 Nr. 20,25 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen mit
Bindung für Bepflanzungen und für
die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern

Grenze des Geltungsbereichs

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

SONSTIGE PLANZEICHEN

Erhaltung Bäume

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9, Abs.1,Nr.25a und Abs.6 BauGB)
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Präambel 
 
Auf Grund des § 1 Abs.3 und des § 10 des  Baugesetzbuches (BauGB) i. V. m. § 40 der 
Niedersächsischen G emeindeordnung hat  der  R at der St adt Peine diesen 
Bebauungsplan, bes tehend aus  der Pl anzeichnung und den nebenstehenden textlichen 
Festsetzungen, als Satzung beschlossen: 
 
Peine, den 
 
 
Bürgermeister 
 
 

Stadt  Peine 
Bebauungsplan Nr. 12 
„Pferdezucht“ 
      
- SCHWICHELDT - 
 
Gemarkung: Schwicheldt     F lur  :  5, 6 
 
Regierungsbezirk: Braunschweig   Maßstab : 1 : 1.000 / 1: 2.000 

GESETZLICHE GRUNDLAGEN 
 
a) B augesetzbuch (BauGB) 

in der Fassung vom 27.08.1997 (BGBl. l. S.2141), zuletzt geändert durch  
Gesetz vom 15.12.2001 (BGBI. I. S. 3762) 

 
b) B aunutzungsverordnung (BauNVO) 

in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBl. l. S. 132), zuletzt geändert durch  
Gesetz vom 22.04.1993 (BGBI. I. S. 466) 

 
c) P lanzeichenverordnung (PlanzV)  
 in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. l. S. 58) 
 
d) Niedersächsische Gemeindeordnung (NGO)  
 in der Fassung vom 22.08.1996 (Nds. GVBl. S. 382) 
 
e) Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)  

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 
 
Der V erwaltungsausschuss der S tadt Pein e h at i n seiner Sitzung a m            die Aufstellung des  
Bebauungsplanes be schlossen. D er Aufstellungsbeschluß wurde g emäß § 2 A bs.1 Bau GB a m 
     o rtsüblich bekanntgemacht. 
 
Peine, den       
Stadt Peine - Der Bürgermeister in Vertretung 
 
 
      
Erster Stadtrat 
 
 
 
PLANUNTERLAGE 
 
Der anliegende Auszug aus dem Liegenschaftskataster vom            ist Bestandteil der 
Planunterlage. Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters vom           . Für 
die Vollständigkeit des Nachweises der bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze 
wird keine Gewähr übernommen. 
Die D arstellung der L iegenschaften is t geometrisch einw andfrei. D ie Ü bertragbarkeit der n eu z u 
bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 
 
Peine, den       
Katasteramt Peine 
 
 
      
Vermessungsoberrat 
 
 
 
PLANVERFASSER 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde ausgearbeitet durch das Hochbauamt, Abteilung Stadtplanung. 
 
Peine, den       
Stadt Peine - Der Bürgermeister in Vertretung 
 
 
      
Erster Stadtrat 
 
 
 
ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG 
 
Der V erwaltungsausschuss der S tadt Peine h at in s einer S itzung a m           dem E ntwurf de s 
Bebauungsplanes und der B egründung z ugestimmt un d die öf fentliche Auslegung gemäß § 3 A bs.2 
BauGB beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am           ortsüblich 
bekanntgemacht. Der Entwurf des Bebauungsplanes und die Begründung haben vom               bis 
          g emäß § 3 Abs.2 BauGB öffentlich ausgelegen. 
 
Peine, den       
Stadt Peine - Der Bürgermeister in Vertretung 
 
 
      
Erster Stadtrat 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Peine hat in seiner Sitzung am            dem geänderten Entwurf 
des Bebau ungsplanes un d der Beg ründung zug estimmt un d die öf fentliche Auslegung mit der 
Einschränkung gemäß § 3 Abs.3 Satz12. Halbsatz BauGB beschlossen. 
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am            ortsüblich bekanntgemacht. 
Der Entwurf des Bebauungsplanes und die Begründung haben vom            bis            gemäß 
§ 3 Abs.2 BauGB öffentlich ausgelegen. 
 
Peine, den       
Stadt Peine - Der Bürgermeister in Vertretung 
 
 
      
Erster Stadtrat 
 
 
 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Peine hat in seiner Sitzung am            dem geänderten Entwurf 
des Bebau ungsplanes und der Beg ründung zug estimmt und die ein geschränkte Beteili gung gemäß § 3 
Abs.3 
Satz 2 BauGB wurde vom            bis zum            Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 
 
Peine, den       
Stadt Peine - Der Bürgermeister in Vertretung 
 
 
      
Erster Stadtrat 
 
 
 
VEREINFACHTE ÄNDERUNG 
 
Der Ver waltungsausschuss d er St adt P eine h at i n sei ner Sitzung a m            d ie Anwendung d es 
vereinfachten Verfahrens gemäß § 13 Ziffer 1 und 2 BauGB beschlossen. 
 
Gemäß § 13 Ziffer 2 BauGB wurde den betroffenen Bürgern mit Schreiben vom            Gelegenheit 
zur Stellungnahme bis zum            gegeben. 
 
Gemäß §  1 3 Z iffer 2  B auGB wurde d ie Aus legung na ch §  3 A bs. 2  d urchgeführt. Or t und  Da uer d er 
öffentlichen Auslegung wurden am            ortsüblich bek anntgemacht. D er E ntwurf un d die 
Begründung haben vom            bis            öffentlich ausgelegen. 
 
Peine, den       
Stadt Peine - Der Bürgermeister in Vertretung 
 
 
      
Erster Stadtrat 
 
 
SATZUNGSBESCHLUSS 
 
Der Rat der Stadt Peine hat den Bebauungsplan nach Prüfung der vorgebrachten Anregungen gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 25.03.2004 als Satzung sowie die Begründung beschlossen. 
 
Peine, den       
Stadt Peine - Der Bürgermeister in Vertretung 
 
 
      
Erster Stadtrat 

RECHTSKRAFT 
 
Der Sa tzungsbeschluss i st ge mäß §  1 0 B auGB am 24.05.2004 im Amtsblatt des  L andkreises Pein e 
bekanntgemacht worden. Der Bebauungsplan ist damit am 24.05.2004 in Kraft getreten. 
 
Peine, den       
Stadt Peine - Der Bürgermeister in Vertretung 
 
 
      
Erster Stadtrat 
 
 
 
VERLETZUNG VON VERFAHRENS- UND FORMSCHRIFTEN 
 
Innerhalb e ines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes i st d ie Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften gemäß § 2 14 Abs.1, Nr.1 u . 2  BauGB beim Z ustandekommen des  Bebauungsplanes 
nicht geltend gemacht worden. 
 
Peine, den       
Stadt Peine - Der Bürgermeister in Vertretung 
 
 
 
      
Erster Stadtrat 
 
 
 
 
 
MÄNGEL DER ABWÄGUNG 
 
Innerhalb von sieben Jahren nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes sind Mängel in der Abwägung nicht 
geltend gemacht worden. 
 
Peine, den       
Stadt Peine - Der Bürgermeister in Vertretung 
 
 
 
      
Erster Stadtrat 

TEXTLICHE  FESTSETZUNGEN 
 
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG  
 (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB) 
 
1.1 Dorfgebiete dienen der Unterbringung der Wirtschaftsstellen land– und 

forstwirtschaftlicher Betriebe, dem Wohnen und der Unterbringung von nicht 
wesentlich störenden Gewerbebetrieben sowie der Versorgung der Bewohner des 
Gebiets dienender Handwerksbetriebe. Auf die Belange der land– und 
forstwirtschaftlichen Betriebe einschließlich ihrer Entwicklungsmöglichkeiten ist 
vorrangig Rücksicht zu nehmen. 

 
Zulässig sind: 
1. Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe und die 

dazugehörigen Wohnungen und Wohngebäude 
2. Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäude mit entsprechenden Nutzgärten 

und landwirtschaftlichen Nebenerwerbsstellen 
3. sonstige Wohngebäude 
4. Betriebe zur Be– und Verarbeitung und Sammlung land- und 

forstwirtschaftlicher Erzeugnisse 
 
1.2 Nebenanlagen mit Ausnahme eines Reitplatzes sind nur innerhalb der überbaubaren 

Grundstücksfläche zulässig (§ 12 Abs.6 BauNVO). 
 
1.3 Aus besonderen städtebaulichen Gründen sind im Plangebiet je Wohngebäude 

maximal 2 Wohnungen zulässig. 
 
 
2. ANPFLANZEN UND ERHALT VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGER 

BEPFLANZUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a+b BauGB) 
 
2.1 Auf der 4,0 m breiten Fläche F1 zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 

sonstiger Bepflanzung ist auf den unbewachsenen Flächen je 10,0 m² der Fläche 
mindestens ein standortgerechtes, heimisches Laubgehölz (Strauch) anzupflanzen 
oder je 40 m² Fläche ein standortgerechter Baum. Großkronige Bäume sind zulässig. 
Zu verwendende Arten sind Eiche, Schlehe, Linde oder Hasel. 

 
Die zu pflanzenden Sträucher und Bäume sind fachgerecht anzupflanzen, zu pflegen 
und im Falle ihres Abganges durch neue der gleichen Art zu ersetzen. 
 
Die vorhandenen und zu erhaltenden Bäume und Sträucher sind zu erhalten und zu 
pflegen. Im Falle ihres Abganges sind sie durch neue der gleichen Art zu ersetzen. 
 

 
2.2 Auf der Fläche F2 mit Bindung für Bepflanzungen und die Erhaltung von Bäumen, 

Sträuchern und sonstiger Bepflanzung sind die vorhandenen Gehölze, Sträucher und 
Bäume zu erhalten und zu pflegen. Im Falle ihres Abganges sind sie durch neue der 
gleichen Art zu ersetzen. 

 
 

2.3 Auf der privaten Grünfläche sind die als zu erhaltend gekennzeichneten Bäume zu
pflegen und im Falle ihres Abganges durch neue der gleichen Art zu ersetzen. 

 
2.4 Auf der externen Fläche F3 mit Bindung für Bepflanzung und die Erhaltung von

Bäumen, Sträuchern und sonstiger Bepflanzung sind hochstämmige Obstbäume alter
Lokalsorten anzupflanzen. Als Pflanzabstand ist etwa 10 x 10m einzuhalten. Die zu
pflanzenden Bäume sind fachgerecht anzupflanzen, zu pflegen und im Falle ihres
Abganges durch neue der gleichen Art zu ersetzen. Weidenutzung auf dieser Fläche
ist nicht zulässig. 
Auf der Fläche F3 sind mindestens 25 hochstämmige Obstbäume zu pflanzen. Das
Grünland unter den Obstbäumen ist durch gelegentliche Mahd von Gehölzaufwuchs
freizuhalten. Die Mahd darf nicht vor dem 15. Juni erfolgen. 
 

2.5 Die Durchführung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf der  
externen Fläche F3 ist spätestens beim Stellen des Bauantrages durch Eintragung
von Baulasten oder durch gleichwertige vertragliche Regelungen, z. b.
städtebaulicher Vertrag, zu sichern. Die Bepflanzung nach Punkt 2.4 hat spätestens
in der auf den Eingriff (Bebauung) folgenden Pflanzperiode zu erfolgen.  

 
3. MASSNAHMEN ZUR REDUZIERUNG VERSIEGELTER FLÄCHEN 

(§ 9 (1) Nr. 20, 22 und 25a BauGB) 
 
3.1 Auf dem privaten Grundstück des MD-Gebietes anfallendes Dränage- oder

Niederschlagswasser ist durch geeignete Maßnahmen auf dem Grundstück zurück zu
halten. Nicht verunreinigtes Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück zu
versickern oder nach Verwendung als Brauchwasser dem Schmutzwassersammler
zurückzuführen (§ 149 (3) Niedersächsisches Wassergesetz). 

 
 
 
 
HINWEISE 
 
1. Im Plangebiet ist das DVGW – Regelwerk GW 125 „Baumpflanzungen im Bereich

unterirdischer Versorgungsanlagen“ hinsichtlich vorgesehener Baumpflanzungen zu
beachten. 

 
2. Sollten bei Aushubarbeiten Bodenverhältnisse vorgefunden werden, die untypisch

für dieses Gebiet sind oder auf eine Altablagerung hindeuten, ist dieses umgehend
dem Umweltamt des Landkreises Peine mitzuteilen. 

 
3. Sollten bei Aushubarbeiten archäologische Funde gemacht werden, ist dieses

umgehend der Oberen Denkmalschutzbehörde der Bezirksregierung Braunschweig
mitzuteilen. 

 


